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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Berufliche Vorsorge

In der Sommersession 2015 ging die parlamentarische Initiative Pelli (fdp, TI) zur
Stärkung der Wohlfahrtsfonds mit Ermessensleistungen in die erste Runde der
Differenzbereinigung. Es galt, Abweichungen auszuräumen, die durch die
Berücksichtigung bundesrätlicher Änderungsvorschläge bei der Beratung im Zweitrat
entstanden waren. Im Zentrum standen dabei die Bestimmungen einerseits zur
Transparenz und andererseits zur Beachtung der Grundsätze der Gleichbehandlung und
der Angemessenheit. Die Mehrheit der nationalrätlichen Kommission für soziale
Sicherheit und Gesundheit beantragte bezüglich der Transparenzbestimmung, an der
Version ihres Rates festzuhalten und kleine und mittlere Wohlfahrtsfonds mit
Ermessensleistungen vom Gebot der Transparenz zu befreien. Eine Minderheit Heim
(sp, SO) sprach sich für eine Zustimmung zum Beschluss des Ständerates und damit die
Beibehaltung des Transparenzgebots aus, wie es der Bundesrat empfahl. Die Mehrheit
argumentierte, für kleinere und mittlere Fonds seien die Rechnungslegungsvorschriften
gemäss OR vollkommen ausreichend, und weitergehende Vorschriften würden die
Administration in unverhältnismässiger Weise verteuern. Die Minderheit hielt entgegen,
der Ständerat habe eine Lockerung intensiv geprüft und deutlich verworfen. Die
Steuerbefreiung der Wohlfahrtsfonds mit Ermessensleistungen mache, wie bei
Stiftungen generell, eine transparente Bilanzierung erforderlich. Die Rechnungslegung
nach dem Standard Swiss GAAP FER sei zudem seit zehn Jahren Praxis und habe zu
keinen Problemen geführt. Der Rat folgte mit 123 zu 52 Stimmen der
Kommissionsmehrheit. Bei der Frage der Beachtung der Grundsätze der
Gleichbehandlung und der Angemessenheit präsentierte sich die Situation analog: Die
Mehrheit der SGK-NR plädierte für Festhalten an der ursprünglichen Version, eine
Minderheit Heim (sp, SO) für Zustimmung zur Version des Ständerates und damit für die
Erhaltung der Grundsätze auch für Wohlfahrtsfonds mit Ermessensleistungen. Die
Minderheit argumentierte, ein Verzicht auf die Verpflichtung zur Angemessenheit
könne zu Problemen bezüglich des Fatca-Abkommens mit den USA werden, da die
Wohlfahrtsfonds ohne das Angemessenheitskriterium als Vehikel zur
Steuerhinterziehung gedeutet werden könnten – wobei juristische Gutachten in der
Frage nicht zu einheitlichen Resultaten geführt hatten. Man wolle es darauf jedoch
nicht ankommen lassen, denn als Konsequenz drohe eine Unterstellung der
Wohlfahrtsfonds unter die Fatca-Meldepflicht, was mit einem grossen bürokratischen
Aufwand verbunden wäre. Die Kommissionsmehrheit wollte insbesondere den Kreis der
Begünstigten weniger eng definieren als dies der Bundesrat vorgeschlagen hatte, da
eine enge Definition zu Rechtsunsicherheit führen und damit in manchen Fällen
Auszahlungen verhindern könnte. Zwecks Kompatibilität mit dem Fatca-Abkommen
schlug die Kommission zudem eine neue Ziffer im Gesetz vor, wonach die Grundsätze
der Gleichbehandlung und Angemessenheit „sinngemäss" gelten. Der Rat folgte auch
hier seiner Kommission, mit 124 zu 56 Stimmen. Damit blieben die Differenzen zum
Ständerat erhalten. 1
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1) AB NR, 2015, S. 779 ff.; NZZ, 3.6.15
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